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Im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt wird die Kleine 
Anfrage wie folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung hat von der Empfehlung 108 der WEU- 
Versammlung vom 24. Juni 1964 mit Interesse Kenntnis ge- 
nommen. Sie stimmt mit ihr darin überein, daß es das Ziel 
einer gemeinsamen Rüstungspolitik sein sollte, zur einheitlichen 
Entwicklung und Herstellung von militärischem Gerät zu ge- 
langen, damit die hohen Kosten der modernen Rüstung in dem 
unvermeidlichen Mindestumfang gehalten werden können. 

Dieses Ziel wäre erreicht, wenn sich alle NATO-Partner zu 
einer einheitlichen Rüstung entschließen könnten. Der Weg 
dorthin ist lang, aber er ist beschritten worden. Unter der 
Leitung des NATO-Rüstungsausschusses wurden Verfahren er- 
probt, die Forschung, Entwicklung und Herstellung auf dem 
Rüstungssektor soweit wie möglich gemeinsam zu betreiben. 
Diese Zusammenarbeit hat sich bewährt, doch die Empfehlung 
weist zu Recht darauf hin, daß in dieser Richtung noch viel zu 
tun bleibt. 

Der Empfehlung ist auch darin zuzustimmen, daß es grund- 
sätzlich einen weiteren Schritt vorwärts auf diesem Wege be- 
deuten könnte, wenn jene NATO-Mitglieder, die dem engeren 
Kreis der WEU angehören, zunächst unter sich versuchen 
würden, rüstungswirtschaftliche Fragen gemeinsam zu regeln. 
Voraussetzung wäre, daß sie die zu diesem Zweck zu errich- 
tende gemeinschaftliche Institution mit weiterreichenden Be- 
fugnissen ausstatten, als dies bei den Rüstungsgemeinschaften 
im Rahmen der NATO der Fall ist, denn andernfalls würde sie 
ohne zwingenden Grund die Zahl der bisher für derartige 
Zwecke geschaffenen Gemeinschaftsorgane vermehren. 


Drude: Buchdiudteiei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Die Empfehlung gibt zwar nicht ausdrücklich an, mit welchen 
Befugnissen das Rüstungskommissariat nach Meinung der 
WEU-Versammlung auszustatten wäre. Ein derartiges Amt 
könnte die ihm zugedachten Aufgaben jedoch nur erfüllen, wenn 
ihm weitreichende Entscheidungsbefugnisse auf dem Gebiet der 
Forschung, Entwicklung und Beschaffung übertragen und diese 
Entscheidungen nicht einstimmig, sondern durch Mehrheits- 
beschlüsse getroffen würden. Ein solches Kommissariat hatte 
bereits der EVG-Vertrag vorgesehen. Er ist damals nicht wirk- 
sam geworden, weil nicht alle Vertragspartner bereit waren, 
sich ihrer Hoheitsrechte in dem vorgesehenen Umfang zu be- 
geben. Die Bundesregierung muß die Aussicht, ein ähnliches 
Vorhaben im gegenwärtigen Zeitpunkt durchzusetzen, mit 
großer Zurückhaltung beurteilen. Sie könnte sich für die Schaf- 
fung eines Rüstungskommissariats nur dann einsetzen, wenn 
begründete Hoffnung bestünde, daß die übrigen Partnerstaa- 
ten eine ähnliche Bereitschaft zeigen. 

Die Bundesregierung hat jedoch außerdem zu berücksichtigen, 
daß die Bundesrepublik ihr militärisches Gerät zu einem er- 
heblichen Teil im Ausland beschaffen muß. Die Bundesregie- 
rung kann bei der Prüfung der Empfehlung diese besonderen 
Umstände nicht außer acht lassen. Sie befürchtet, daß der 
Zusammenschluß der WEU-Partner zum Zwecke einer gemein- 
samen Rüstungswirtschaft Auswirkungen auf die bisherige Zu- 
sammenarbeit der Bundesrepublik mit den nicht der WEU ange- 
hörenden Mitgliedstaaten der NATO haben könnte, die durch 
die Vorzüge eines WEU-Rüstungskommissariats für die Bun- 
desrepublik zur Zeit nicht ausgeglichen würden. 

Die Bundesregierung glaubt daher, gegenwärtig die Errichtung 
eines Rüstungskommissariats der WEU nicht befürworten zu 
können. Sie verfolgt die Entwicklung jedoch mit Aufmerksam- 
keit und ist weiterhin bemüht, sich für eine einheitliche Rüstung 
der Nordatlantikpakt-Staaten einzusetzen. 


von Hassel 



